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Präambel 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) und 
der §§ 56 und 98 der Nds. Bauordnung und des § 40 der Nds. Gemeindeordnung 
hat der Rat der Stadt diesen Bebauungsplan Nr. 13, 1. Änderung (vereinfacht), 
bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen  als Satzung 
beschlossen. 

Sarstedt, den 24.01.2006 
 

                                            Siegel                                  gez. Wondratschek 
                                                                                           Bürgermeister 
__________________________________________________________________ 

Aufstellungsbeschluss 

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am  23.5.2005  die 
Aufstellung der 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss/Änderungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB orts-
üblich bekanntgemacht. 

Sarstedt, den 24.01.2006                                                    gez. Wondratschek 
                                                     Siegel                                 Bürgermeister 
__________________________________________________________________ 

Planunterlage 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte ALK 

Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet (§5 
Abs. 3, § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Nds. Vermessungsgesetz vom 12.12.2002, Nds. 
GVBl. 2003, Seite 5, in der zuletzt geltenden Fassung). 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 
städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze 
vollständig nach (Stand vom August 2005). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der 
Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. 

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei 
möglich. 

Hannover, den 20.01.2006 
                                                        Siegel                                    gez. Picht 
                                                                                             Öffentlich bestellter 
                                                                                           Vermessungsingenieur 
__________________________________________________________________ 

Planverfasser 

Der Entwurf der 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes wurde aus-
gearbeitet vom 

Hannover im August 2005 
 
 
 
 
                                                                                gez. Keller 
__________________________________________________________________ 

Öffentliche Auslegung 

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am            dem 
Entwurf der 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes und der Begründung 
zugestimmt und gemäß § 13 (2) Nr. 2 BauGB die öffentliche Auslegung ent-
sprechend § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am            ortsüblich bekannt-
gemacht. 

Der Entwurf der 6. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes und der Begrün-
dung haben vom            bis            gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Sarstedt, den  
 
 
                                                                                                 Bürgermeister 
__________________________________________________________________ 

Öffentliche Auslegung mit Einschränkung 

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am                      
dem geänderten Entwurf der 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes und 
der Begründung zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung mit Ein-
schränkungen gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 bzw. Satz 4 BauGB und mit einer 
verkürzten Auslegungszeit gemäß § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am                        
ortsüblich bekanntgemacht. 

Der Entwurf der 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes und der 
Begründung haben vom                       bis                       gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
erneut öffentlich ausgelegen. 

Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben vom             
Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum            gegeben. 

Sarstedt, den 
 
 
                                                                                                 Bürgermeister 
 

Vereinfachte Änderung 

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung am  23.5.2005  
dem Entwurf der 1. Änderung (vereinfacht) des Bebauungsplanes und der 
Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung entsprechend § 3 Abs. 2 
BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am  10.09.2005  ortsüblich 
bekanntgemacht. 

Der Planentwurf mit Begründung hat gemäß § 13 (2) Nr. 2 i.V. mit § 3 (2) 
BauGB vom  19.9.2005  bis einschließlich  21.10.2005  öffentlich ausgelegen. 

Den von der Planänderung Betroffenen wurde mit Schreiben vom             
Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum            gegeben. 

Sarstedt, den 24.01.2006 
                                                    Siegel                               gez. Wondratschek 
                                                                                                 Bürgermeister 
________________________________________________________________ 

Satzungsbeschluss 

Der Rat der Stadt hat den Bebauungsplan, 1. Änderung (vereinfacht), nach 
Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 
 15.12.2005  als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung 
beschlossen. 

Sarstedt, den 24.01.2006 
 
                                                      Siegel                             gez. Wondratschek 
                                                                                                 Bürgermeister 
________________________________________________________________ 

Genehmigung 

Der Bebauungsplan, 1. Änderung (vereinfacht), ist gemäß § 10 Abs. 2 BauGB 
am                      zur Genehmigung eingereicht worden. 

Der Bebauungsplan, 1. Änderung (vereinfacht), ist mit Verfügung 
(Az.:                                       vom heutigen Tage unter Auflagen/mit Maßgaben 
genehmigt. Die kenntlich gemachten Teile sind von der Genehmigung aus-
genommen. 

Hannover, den 
 
 
________________________________________________________________ 

Beitrittsbeschluss 

Der Rat der Stadt ist den in der Verfügung vom                      
Az.:                                , aufgeführten Auflagen/Maßgaben/Ausnahmen in 
seiner Sitzung am                      beigetreten. 

Der Bebauungsplan, 1. Änderung (vereinfacht), hat wegen der 
Auflagen/Maßgaben vom                      bis                        öffentlich ausgelegen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                        ortsüblich 
bekanntgemacht. 

Sarstedt, den 
 
                                                                                                 Bürgermeister 
________________________________________________________________ 

Inkrafttreten 

Die Erteilung der Genehmigung/Der Satzungsbeschluss der 1. Änderung 
(vereinfacht) des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 
28.01.2006 ortsüblich bekanntgemacht worden. 

Der Bebauungsplan, 1. Änderung, ist damit am 28.01.2006 rechtsverbindlich 
geworden. 

Sarstedt, den 02.02.2006                                                     Stadt Sarstedt 
                                                        Siegel                         Der Bürgermeister 
                                                                                          i.A. gez. Oppermann 
________________________________________________________________ 

Frist für Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs 

sind nicht innerhalb von zwei Jahren seit Bekanntmachung der 1. Änderung 
(vereinfacht) des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
(§ 215 BauGB). 

Sarstedt, den 
 
                                                                                         Bürgermeister 
________________________________________________________________ 

                                           Anmerkung:  *) Nichtzutreffendes streichen 
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Begründung zum Bebauungsplanes Nr. 13 
„Zwischen dem Mühlengraben und der Straße Auf dem Bruche)“, 

1. Änderung (vereinfacht) 
 
 
1. Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Sarstedt hat die Aufstellung der  1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 
„Zwischen dem Mühlengraben und der Straße Auf dem Bruche“ beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich befindet sich im Süden der Kernstadt Sarstedt westlich der Straße „Auf 
dem Bruche“ zwischen der Hildesheimer Straße im Norden und der Straße „Am Bruch-
graben“ im Süden. Er wird auf dem Deckblatt dieser Begründung im Maßstab 1:5.000 
dargestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Sarstedt stellt für den Geltungsbereich dieser Bebau-
ungsplanänderung eine gemischte Baufläche dar. Er bleibt von dem Inhalt der Änderung 
unberührt. 

 
2.2 Bebauungsplan (bisherige Fassung) 

Der Bebauungsplan setzt in seiner bisherigen Fassung für den Änderungsbereich ein 
Mischgebiet fest, das bei einer Grundflächenzahl von 0,4 und einer Geschossflächenzahl 
von 0,8 maximal zweigeschossig in geschlossener Bauweise bebaut werden darf. Die 
überbaubare Fläche besteht aus zwei versetzt aneinander gefügten Rechtecken und 
beschränkt sich in etwa auf die bislang dort vorhandenen Gebäude. Je 300 m² Grund-
stücksfläche ist ein hoch wachsender einheimischer Laubbaum anzupflanzen und zu 
erhalten. In Baugrundstücken an der Hildesheimer Straße und westlich von Kundenpark-
plätzen der Ladengeschäfte im Mischgebiet sind für Fensteröffnungen von Wohn- und 
Schlafräumen, die Sichtverbindung dorthin haben, Fenster der Schallschutzklasse 2 vor-
geschrieben. Ein entsprechender Ausschnitt aus der bisherigen Fassung des Bebau-
ungsplanes wird im Folgenden dargestellt. 

 
2.3 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Es handelt sich hier um einen Bereich innerhalb der bebauten Ortslage Sarstedts, für den 
ein rechtskräftiger Bebauungsplan eine bauliche Nutzung ermöglicht, die seit langem 
realisiert ist. Das Gelände wird flächendeckend baulich durch einen Einkaufsmarkt mit 
Stellplätzen genutzt. 
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Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 13 
Zwischen dem Mühlengraben und der Straße Auf dem Bruche“, M 1:1.000 
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Blick von der Hildesheimer Straße nach Süden 
 
 
3. Verbindliche Bauleitplanung 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Durch die Planänderung soll eine andere Verteilung baulicher Anlagen ermöglicht 
werden, als dies nach den bisherigen, verhältnismäßig eng um bestehende Gebäude 
gefassten Baugrenzen der Fall war. Bislang orientierten sich die Baugrenzen allein nach 
den vorhandenen Gebäuden. Zukünftig sollen auch Bebauungen ermöglicht werden, die, 
zumal bei Neubauten, unabhängig von der bisherigen Bebauung beurteilt werden können. 

Die bislang in der Planung enthaltene Festsetzung einer geschlossenen Bauweise wird 
ersatzlos aufgehoben, weil sie aufgrund der vorhandenen Situation hier nicht angewendet 
werden kann. Eine Bebauung von Grundstücksgrenze zu Grundstücksgrenze war bereits 
bislang nicht möglich und wird auch zukünftig nicht möglich sein. 

Inhalt der Planänderung ist somit ausschließlich eine Verschiebung der überbaubaren 
Fläche und die Aufhebung der geschlossenen Bauweise. Alle anderen Festsetzungen 
bleiben unverändert bestehen, so dass für sie weiterhin die BauNVO in der Fassung vom 
1.10.1977 Anwendung findet. Die Grundzüge der Planung werden durch die Planände-
rung nicht berührt. Ein zusätzlicher Eingriff in die Belange von Natur und Landschaft wird 
durch die vorliegende Planänderung nicht ermöglicht, da das Maß der zulässigen 
Nutzung nicht erhöht wird. Durch die vereinfachte Änderung wird kein Vorhaben 
ermöglicht, das eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
begründete. Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen 
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes beeinträchtigt werden 
könnten. Eine Umweltprüfung wird somit gemäß § 13 (3) BauGB nicht durchgeführt; ein 
Umweltbericht ist dementsprechend in der Begründung nicht enthalten. 
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3.2 Sonstige Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Sonstige Festsetzungen des Bebauungsplanes sind durch diese Änderung nicht 
betroffen. Die Nummerierung der Textlichen Festsetzungen wird nicht aus dem 
Ursprungsplan übernommen. 

 
4. Zur Verwirklichung der 1. Änderung (vereinfacht) zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Altablagerungen oder Bodenkontaminationen sind innerhalb des Änderungsbereiches 
nicht bekannt. Nordwestlich angrenzend befindet sich laut Landkreis Hildesheim ein 
erfasster Altstandort (ehemalige Tankstelle und Kfz-Reparaturwerkstatt). Anhaltspunkte 
für das Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen sind derzeit nicht bekannt. Weiterhin 
befindet sich im Abstand von 200 m nordwestlich die Altablagerung „Ostertorstraße II“. 
Aufgrund der Lage bestehen nach bisherigen Erkenntnissen aus den gezielten Nach-
ermittlungen keine Einwirkungen. 

 
4.2 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
4.3 Ver- und Entsorgung 

Die Situation von Ver- und Entsorgung wird durch diese Änderung des Bebauungsplanes 
nicht berührt. 

 
 
Diese Begründung gemäß § 9 (8) BauGB hat zusammen mit der 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 13 

„Zwischen dem Mühlengraben und der Straße Am Bruche“ 

vom 19.9.2005 bis einschließlich 21.10.2005 

gemäß § 13 in Verbindung mit § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der 
Stadt Sarstedt beschlossen. 

Sarstedt, den 24.01.2006 
 
 
                                                        Siegel 
 
                                                                                               gez. Wondratschek 

Bürgermeister                             


